BEGRUNDUNG

zum Bebauungsplan Nr. 7 "Hiihnerholz" der Gemeinde Wilnsdorf, Ortsteil Obersdorf

1.  Allgemeine Vorbemerkungen/Anlass der Planung

Der Rat der Gemeinde Wilnsdorf hat in seiner Sitzung am 19.08.1999 die Aufstellung des
Bebauungsplanes Nr. 7 "Huhnerholz" der Gemeinde Wilnsdorf, Ortsteil Obersdorf, gem. § 2
Abs. 1 BauGB beschlossen.

Mit dem Bebauungsplan sollen fiir den stidwestlich der Stralen "Am Marienhain" und "In der
Hohl" gelegenen Bereich die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir neue Wohngebé&ude

geschaffen werden, da die Baulandreserve im Ortsteil Obersdorf nahezu erschépft ist.

2.  Ubergeordnete Vorgaben

a) Gebietsentwicklungsplan

Im Gebietsentwicklungsplan der Bezirksregierung Arnsberg — Teilabschnitt Siegen-
Wittgenstein/Olpe — ist der Bereich als Wohnsiedlungsbereich dargestellt.

b) Flachennutzungsplan

Der Flachennutzungsplan der Gemeinde Wilnsdorf stellt den Bereich als Wohnbaufléche

dar.

3. Plangebiet

a) Lage und Abgrenzung des Plangebietes

Das Plangebiet liegt im stdlichen Teil des Ortsteiles Obersdorf an den Straflen "In der
Hohl!" und "Am Marienhain".

Es erstreckt sich tber eine mittlere Lange von ca. 200 m und einer mittleren Breite von
ca. 240 m.

Der Uberwiegende Teil des Plangebietes weist neben einer nahezu ebenen Plateaufla-
che eine leichte Hangneigung auf, lediglich bei dem flachenméRig untergeordneten
nordlichen Planbereich, angrenzend an die vorhandene Bebauung, handelt es sich um

starker geneigte, fur das Siegerland typische Hangbereiche.



Der Bebauungsplan wird wie folgt begrenzt:

im Norden: von den Grundstiicken der Gemarkung Obersdorf, Flur 13, Flurstiicke 29
(tlw.), 103, 530, 714 (Weg, tiw.) und 762 (tlw.)

im Osten: von der Planbereichsgrenze des Bebauungsplanes Nr. 9 "Marienhain" und
den Grundstiicken der Gemarkung Obersdorf, Flur 8, Flurstiick 77 (Weg,
tiw.), und Flur 13, Flurstiick 209

im Stiden: von den Grundstiicken der Gemarkung Obersdorf, Flur 8, Flurstiicke 57, 64
(tlw.) und 79

im Westen: Von den Grundstiicken der Gemarkung Obersdorf, Flur 8, Flurstiick 55
(Weg), und Flur 13, Flurstiicke 97 — 103, 231, 242, 243 (tlw.), 244 — 246 und

303

Das Plangebiet erfasst folgende Grundstiicke:

Gemarkung Obersdorf, Flur 8, Flurstiicke 50 (Weg), 51 — 54 (Weg, tlw.), 64 (tlw.),
65 — 69, 70 (Weg), 71 (Weg), 72 — 75,
76 (Weg, tlw.) und 78

Gemarkung Obersdorf, Flur 13, Flurstlicke 104 - 107, 111, 211 — 230, 233 - 240,
243 (tlw.), 304, 394, 396 — 398, 670,
671, 756, 761, 762 (tiw.) und 783 (Stra-
Re, tiw.)

GréRe und Gliederung des Plangebietes

Das Plangebiet umfasst eine Fléche von ca. 4,8 ha.

Das Plangebiet teilt sich in folgende Flachen auf:

1. Verkehrsflache, vorhanden (StraBe "In der Hohl"): 1.410 m?
2. Verkehrsflache, neu (stidlicher Planbereich): 4570 m?
3. Verkehrsflache, neu (Stichstralle, nordlicher Planbereich): 585 m?
4. Verkehrsflache, Wirtschaftsweg: 115 m?
5. Uberbaubare u. nicht iiberbaubare Flachen, bebaute Bereiche: 3.915 m?
6. Uberbaubare Flachen (GRZ = 0,3), unbebaute Bereiche: 10.205 m?



7. Nicht Uberbaubare Flachen, unbebaute Bereiche: 23.805 m?
8. Anpflanzungsflachen fur heimische Gehdlze, privat: 2.385 m?
9. Verkehrsgrin 90 m?
10. Offentliche Grunflache, Spielplatz 400 m?
11. Offentliche Griinflache, erhaltenswerter Gehélzstreifen 210 m?
12. Private Griunflache, erhaltenswerter Griinstreifen 565 m?
Gesamtfldche: 48.255 m?

Inhalt der Planung

[. Art und Umfang der baulichen Nutzung

Der nérdlich gelegene Teilbereich des Baugebietes einschlielllich der vorhandenen Bebau-
ung wird in Anlehnung an die umgebende Bebauung als "Allgemeines Wohngebiet" gem. § 4
Baunutzungsverordnung (BauNVO) festgesetzt, wobei die Bereiche der vorhandenen Be-
bauung entsprechend der Bauausfihrung mit einer maximal zuldssigen zweigeschossigen
Bauweise sowie der unbebaute Bereich mit einer eingeschossigen Bauweise festgesetzt
werden.

Von den Ausnahmen gem. § 4 BauNVO kénnen die Ziffer 1 "Betriebe des Beherbergungs-

gewerbes" und die Ziffer 2 "Sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe" zugelassen werden.

Der obere, Uberwiegende Teil des Baugebietes ab der Einmiindung der Stralle "Am Marien-
hain" wird als "Reines Wohngebiet" gem. § 3 BauNVO ebenfalls mit eingeschossiger Bau-
weise ausgewiesen, wobei ausnahmsweise ein Geschoss mehr zugelassen werden kann,
wenn durch Hanglage bedingt das Kellergeschoss der Gebaude auf die Zahl der Vollge-
schosse anzurechnen ist.

Da hierdurch die Geschossflache des Kellergeschosses komplett auf die Gesamtgeschoss-
flache des Gebdudes anzurechnen ist, wird in diesen Fallen die Geschossflachenzahl auf 0,6
erhéht. HohenmalRig ergeben sich durch die Zulassung der erhdhten Geschossflachenzahl
keine Veranderungen. Diese Festsetzung gilt auch fur die eingeschossigen Bereiche des all-
gemeinen Wohngebietes.

Die Ausnahmen gem. § 3 Abs 3 BauNVO, Ziffer 1 ,Laden und nicht stérende Handwerksbe-
triebe, die zur Deckung des taglichen Bedarfs fiir die Bewohner des Gebietes dienen, sowie
kleinere Betriebe des Beherbergungsgewerbes" und Ziffer 2 ,Anlagen flr soziale Zwecke
sowie den Bedurfnissen der Bewohner des Gebietes dienende Anlagen fir kirchliche, kultu-

relle, gesundheitliche und sportliche Zwecke" kénnen zugelassen werden.
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Grundflachenzahl, Geschossflachenzahl, Dachneigung und Dachform werden wie folgt fest-

gesetzt:
GRZ = 0.3
GFZ = 0,3, im Bereich der vorhandenen Bebauung und der durch Hanglage be-

dingten Vollgeschossigkeit des Kellergeschosses 0,6

Dachgestaltung: Als Dachformen sind entsprechend der umliegenden Bebauung Sattel- und
Walmdécher mit einer Dachneigung von 28 — 45° vorgesehen. Die festge-
setzte Dachneigung darf fur maximal 1/3 der Dachflache der Hauptgeb&ude
sowie fur Garagen und Nebenanlagen gesamtabweichend als Flachdach
ausgefihrt werden.

Aufmauerungen Uber der Erdgeschossdecke sind bei Gebauden ab 35°
Dachneigung bis zu 50 cm, bei Gebauden ab 40° Dachneigung bis zu 75
cm Héhe zulassig.

Quergiebel sind ohne Begrenzung der Aufmauerung bis zu einer Tiefe von
max. 3,0 m vor der HausauRenwand zuldssig, wenn deren Breite < 50 %
der Gesamthausbreite betragt. Bei der Dacheindeckung sind aufter dunkel
getdnten Pfannen sowie Natur- und Kunstschiefereindeckungen alternative
Materialien, wie z. B. Glas-, Zink- und Grindéacher sowie Sonnenkollekto-
ren zuldssig.

Dachgauben und Dachaufbauten sind ab einer Dachneigung von 35° der
Hauptgebaude zulassig, liegende Dachfenster sind allgemein zuléssig.

Folgende Bebauung ist festgelegt:

Geplante eingeschossige Wohngebaude: ca. 60 Hauser mit 90 Wohnungen (ca. 270
Einwohner)

Vorhandene zweigeschossige Wohngebaude: 3 Wohnhauser mit 5 Wohnungen (13 Einwoh-
ner)

Die Plangebietsflache betragt ca. 4,82 ha, somit ergibt sich eine Wohndichte von ca. 59 Ein-

wohner je ha.

Um eine zu starke stadtebauliche Verdichtung im Wohngebiet zu vermeiden, wird gem. § 9
Abs. 1 Nr. 6 BauGB die Zahl der Wohnungen je Gebdude auf max. 3 begrenzt.



Zur Einbindung des Baugebietes in die freie Landschaft sind entlang der stdlichen, westli-
chen und teilweise der ndrdlichen Plangebietsgrenze Pflanzstreifen fir heimische Laubge-

hélze in einer Breite von 3,0 m vorgesehen.

Der entlang der &stlichen Plangebietsgrenze befindliche Laubholzbestand wird als Flache fur
die Erhaltung von Béumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen festgesetzt.
AnschlieRend an diese Flache ist im Einmindungsbereich der Stralen "In der Hohl" und "Am

Marienhain" ein Kleinkinderspielplatz vorgesehen.

1. Verkehrsflachen/VerkehrserschlieBung

Die verkehrliche ErschlieRung des Baugebietes erfolgt von den fertig ausgebauten Strallen
"In der Hoh!" und "Am Marienhain", die Fahrbahnbreiten zwischen 5,0 und 6,0 m aufweisen

und die Gberwiegend mit beidseitigen Gehwegen versehen sind.

Die verkehrliche Erschlieung des nordlichen Planbereiches erfolgt Gber eine ca. 100 m lan-
ge und 5,0 m breite Mischverkehrsflache, die auf Héhe des Wohngeb&udes "In der Hohl 3"
an die ErschlieRungsanlage "In der Hohl" anbindet und in einer vergrolerten Wendeanlage
gem. EAE 85/95, Bild 30, ausgelegt fur ein dreiachsiges Mullfahrzeug, auslauft.

Mit dieser Stichstrale (Planstrale C) kénnen insgesamt 9 Baugrundstiicke in diesem Be-
reich verkehrlich erschlossen werden.

Das maximale Langsgefélle der Stichstrale betragt ca. 11 %.

Die verkehrliche ErschlieRung des ca. 3,0 ha groRen Hauptbereiches des Plangebietes er-
folgt zum einen Uber eine ca. 550 m lange und insgesamt 6,50 m breite Ringstralte (Plan-
strale A), die ebenfalls als Mischverkehrsflache festgesetzt und im Bereich der Einmindung
"In der Hohl"/"Am Marienhain" an die duReren Verkehrsanlagen angebunden wird. Im westli-
chen Planbereich weist die Ringstralle eine maximale Langsneigung auf einer Lange von ca.
70 m von ca. 12 % auf. Mit dieser Ringstrale werden ca. 40 Bauplatze verkehrlich erschlos-

sen.

Von dieser Ringstrale zweigt im oberen, mittleren Teil des Planbereiches eine weitere 6,0 m
breite Mischverkehrsflache (Planstrake B) ab, die auf einer Lange von ca. 140 m schleifen-
fdrmig durch diesen Planabschnitt verlauft und zusatzliche 10 Bauplétze verkehrlich er-
schlief3t.

Die Fahrbahnflichen werden bituminds hergestellt. Die Gehwegbereiche werden in Beton-

pflaster ausgefiihrt.



Der bisher im ostlichen Plangebiet an die Strake "In der Hohl" angebundene, ca. 4,0 m breite

Wirtschaftsweg wird in diesem Bereich auf einer Lange von ca. 120 m durch die Planstrale

A ersetzt und im stdéstlichen Plangebiet wieder an die hier verlaufende Ringstralte ange-

bunden.

Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung

5.1

5.2

5.2

5.2.2

Rechtliche Vorgaben

Nach § 1 a BauGB sind im Verfahren zur Aufstellung, Anderung, Erganzung und
Aufhebung von Bebauungspldnen die Belange von Natur und Landschaft in der Ab-
wagung der éffentlichen und privaten Belange nach § 1 BauGB zu beriicksichtigen.

Bereits in der Bauleitplanung soll (ber die Umsetzung der naturschutzrechtlichen
Eingriffsregelung - Eingriffe sind neben &ffentlichen Baumalknahmen (ErschlieBungs-
strallen) auch private Bauvorhaben - in den jeweiligen Plangebieten abschliefend

entschieden werden.
In diesem Zusammenhang sind auch Festlegungen Uber etwaige Ausgleichs- oder
ErsatzmaBnahmen zu treffen, die die infolge des Vollzuges eines Bebauungsplanes

auftretenden Eingriffe in Natur und Landschaft kompensieren sollen.

Okologische Eingriffs-/Ausgleichsbewertung/-bilanzierung

Allgemeines

Fur den neu zu ordnenden, unbebauten Bereich des Plangebietes wurde eine 6kolo-
gische Bestandserhebung durchgefihrt.

Hierzu wurde dieser Teil des Plangebietes hinsichtlich seiner 6kologischen Beschaf-
fenheit flichenmaRig erfasst und nach einem vereinfachten Verfahren gemafn der Ar-
beitshilfe zur Bewertung von Eingriffen in Natur und Landschaft der Landesregierung

Nordrhein-Westfalen bewertet.

Notwendigkeit der Einariffe in die Natur

Die Notwendigkeit der Eingriffe in die Natur begriindet sich in stadtebaulicher Sicht
mit dem dringenden Bedarf an Wohnbauland, da die Baulandreserven im Ortsteill

Obersdorf nahezu erschopft sind.
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Die Ausweisung dieser Flache bietet sich am vorgesehenen Standort an, da diese
bezogen auf die umliegende Wohnbebauung eine stadtebauliche Abrundung des
Wohnbereiches darstellt, der Uberwiegende Teil des Baugebietes aufgrund der nahe-
zu ebenen Kuppenlage eine optimale Besonnung erféhrt und die an das Plangebiet
angrenzenden duleren VerkehrserschlieBungsanlagen ,Am Marienhain® und ,In der
Hohl* auch im Hinblick auf das durch das Baugebiet hervorgerufene zuséatzliche Ver-

kehrsaufkommen ausreichend dimensioniert sind.
In landschaftlicher Hinsicht sind die mit der Bebauung verbundenen Eingriffe nicht als
gravierend anzusehen. Bei der Planung wurde auf eine harmonische Einbindung der

Bebauung in die Umgebung geachtet.

Ergebnis der Bestandsbewertung

Bei den im Planbereich befindlichen Grundstiicken handelt es sich zum (berwiegen-
den Teil - ca. 93 % - um nahrstoffreiche Fettwiesen ohne Bewuchs, die pflanzenso-
ziologisch den Rispengras-Goldhaferwiesen (Poa-Triesetetum Flavescentis) zuzu-
ordnen sind.

Diese Griinlandflichen werden alle nachbeweidet oder als extensive Umtriebsweide
genutzt. Aufgrund der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung wurde flr diese Berei-
che ein Grundwert von 4 Wertpunkten angerechnet, der in Abstimmung mit der Unte-
ren Landschaftsbehérde des Kreises Siegen-Wittgenstein mit einem Korrekturfaktor
von 0,75 versehen werden kann.

Ansonsten befinden sich im Planbereich lediglich zwei kleinere Obstwiesenbestande,

Wertfaktor 7, sowie zwei kleinere Haus- und Ziergartenbereiche, Wertfaktor 3.

Nach § 62 Landschaftsgesetz NRW geschutzte Flachen sind im Plangebiet nach der

Biotopkartierung der Landesanstalt fur Okologie nicht vorhanden.

Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen

a) Bereich der privaten Baufldchen

Auf den Freiflachen der Baugrundstiicke ist je angefangene 150 m? Grundstticks-
flache ein heimischer Baum mittlerer GroRe, z. B. Spitzahorn (acer platanoidis),
Eberesche (sorbus aucuparia), Hainbuche (carpinus betulus), Traubenkirsche
(prunus padus), Vogelkirsche (brunus avium), Wildapfel (malus sylvestris), Wild-

birne (pyrus pyraster) o. &. oder ein hochstammiger Obstbaum zu pflanzen und zu



erhalten. Der Stammumfang muss mindestens 10 cm betragen.
Ausnahmsweise kénnen anstelle eines Baumes standortheimische Straucharten,
in Gruppen zusammengefasst, zugelassen werden, sofern sich die Gruppe Uber

mindestens 5 m? Flache erstreckt.

Im Bereich der Grundstiicke ohne Randbegriinung ist zudem je angefangene 25
m2 Grundsticksflache 1 heimischer Strauch, z. B. gewdhnlicher Schneeball (vibur-
num lantana), Himbeere (rudus idaeus), Brombeere (rubus fruticosus), rote Jo-
hannisbeere (ribes alpinum), Grauweide (salix cinera), Ohrweide (salix aurita) o.
4., zu pflanzen und zu erhalten.

Bei den Grundstiicken mit festgesetzter Randbegriinung ist die vorgenannte

Strauchbepflanzung innerhalb des Pflanzstreifens vorzunehmen.

Aufgrund der vorgenannten Pflanzvorschriften werden die nicht tberbaubaren
Grundstiicksflachen der Grundstiicke ohne Randbegrinung gegenuber den
Grundstiicken mit festgesetzter Randbegriinung mit einem Korrekturfaktor von 1,3
versehen.

Die Anpflanzungsflachen fiirr heimische Geholze entlang der Plangebietsgrenzen

des Bebauungsplanes werden mit dem Wertfaktor 4 bilanziert.

Aufgrund der umfangreichen Pflanzvorschriften ergibt sich im Plangebiet selbst ein
Ausgleichsgrad der privaten Bauflachen von ca. 82 %.

Zur Optimierung des dkologischen Ausgleiches werden zusatzlich Zuordnungsfla-
chen gem. § 1 a (3) und § 9 (1 a) BauGB mit folgenden Ausgleichsmafinahmen

aulerhalb des Plangebietes vorgesehen:

- Entfichtung der Grundstiicke der Gemarkung Rinsdorf, Flur 6, Flurstiicke 83,
84, 86, 106 und 113, (6kol. Verbesserungsmafnahmen im Zuge der Flurberei-
nigung Rinsdorf (Gesamtfléche 6.135 m?)

- Herrichtung der Flurstiicke 86, 106 und 113 (3.214 m?) als Grinland, Aufwer-
tung 3,5 Wertpunkte

- Uberlassung der Flurstiicke 83 und 84 der nattirlichen Sukzession (2.921 m?),
Aufwertung 2,5 Wertpunkte

Durch die vorgenannten MaRnahmen wird ein dkologischer Ausgleich von 98,6 %,

d. h. nahezu Vollausgleich, erzielt.



5.2.5

b) Bereich der 6ffentlichen Fldchen

Der ¢kologische Eingriff durch offentliche Flachen (Verkehrsflachen) kann im
Plangebiet selbst nicht kompensiert werden und wird daher ebenfalls auf Zuord-
nungsflachen gem. § 1 a (3) und § 9 (1 a) BauGB aulerhalb des Plangebietes

ausgeglichen.

Folgende AusgleichsmalRnahmen sind auf Zuordnungsflachen aulerhalb des

Plangebietes vorgesehen:

- Entfichtung der Grundstiicke der Gemarkung Rinsdorf, Flur 6, Flurstlick 102,
und Flur 8, Flurstiicke 16, 25, 43 und 93, (6kol. Verbesserungsmaltnahmen im
Zuge der Flurbereinigung Rinsdorf (Gesamtflache 4.767 m?)

- Herrichtung der Flurstiicke 16, 93 und 102 als Grunland (2.280 m?), Aufwer-
tung zwischen 2,5 und 4 Wertpunkte

- Flachige Aufforstung des Flurstiickes 43 (1.337 m? mit heimischen Laubge-
hélzen, Aufwertung 2,5 Wertpunkte

- Anpflanzung einer zweireihigen, 230 m langen Laubholzhecke auf dem Flur-
stlick 25 (1.150 m?), Aufwertung 3,5 Wertpunkte.

Durch die vorgenannten Malnahmen wird ein 6kologischer Ausgleich von 98,2 %,
d. h. ebenfalls nahezu Vollausgleich erzielt.

Bei einer Gesamtbetrachtung aller Flachen im Plangebiet ergibt sich ein 6kologischer

Ausgleichsgrad von 98,56 %.
Die Bepflanzung auf den privaten Flachen sowie die dkologischen Ausgleichsmal3-
nahmen auf den Zuordnungsflachen sind in der auf die Herstellung der Erschlieflung

bzw. auf den Bezug der Gebzude folgenden Pflanzperiode durchzufiihren.

Okologische Bilanzierung

Die tabellarisch aufgelistete tkologische Bilanzierung des Plangebietes getrennt nach
offentlichen und privaten Flachen sowie die 6kologische Bilanzierung der Zuord-

nungsflachen sind dieser Begriindung als Anlagen beigeflgt.
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Im Hinblick auf den Ansatz der Grundflachenzahlen in der 6kologischen Bilanzierung
ist darauf hinzuweisen, dass erfahrungsgeman durch die Bebauung der Grundstiicke
in einem Baugebiet die maximal bebaubare Flache nur selten voll ausgenutzt wird.

Insofern ist es vertretbar, Uberschreitungen der Grundflachenzahl durch die Errich-
tung von Garagen und Nebenanlagen entsprechend § 19 Abs. 4 BauNVO nicht zu-
satzlich auszugleichen, da solche Uberschreitungen bei einer durchschnittlichen Gro-

Re der Baugrundstiicke von ca. 500 — 600 m? nicht haufig zu erwarten sind.

Entwisserung

Die Entwasserung des Plangebietes erfolgt im Mischsystem mit Anschluss an die Klaranlage
Rinsdorf.

Das Plangebiet ist in dem am 26.08.1983 genehmigten Entwasserungsentwurf fir den Orts-
teil Obersdorf als versiegelte Flache erfasst und dementsprechend bei der damaligen
Mischwasserkanalplanung, d. h. auch bei der Dimensionierung des im unteren Bereich der
"Rédgener StraRe" befindlichen Staukanals — Abschlag filthrt in den Obersdorfbach — be-

ricksichtigt worden.

Gleichwohl wurden Méglichkeiten der ortsnahen getrennten Regenwasserbeseitigung unter-

sucht.

Eine Versickerung im Plangebiet ist aufgrund der Bodenbeschaffenheit jedoch nicht moglich,
da der Boden eine zu geringe Wasserdurchldssigkeit aufweist. Die Wasserdurchlassigkeit
wurde von einem Ing.-Biro untersucht.

Ebenfalls detailliert untersucht wurde die Anlegung von Regenriickhaltebecken im Plangebiet
selbst bzw. in unmittelbarer Nahe. Aufgrund der teilweise starken Hanglage in den fur eine
Riickhaltung in Frage kommenden Randbereichen des Plangebietes bzw. im Hinblick auf die
hier unmittelbar angrenzende Bebauung ware die Errichtung des Beckens — erforderliches
Stauvolumen ca. 400 m? - nur mit einem unverhéltnismaRig hohen technischen Aufwand so-
wie dadurch bedingt sehr hohen Baukosten maglich. Hinzu kdme, dass das Becken z. Zt. nur
an den tiberwiegend verrohrten Obersdorfbach angeschlossen werden kann, der nicht ohne

weiteres zusatzliche Niederschlagswasser aufnehmen kann.

GemaB § 51 a (4) LWG kann von der grundsétzlichen Verpflichtung nach § 51 Abs. 1 LWG,
das Niederschlagswasser vor Ort zu versickern, zu verrieseln oder ortsnah in ein Gewasser

einzuleiten, abgesehen werden, wenn Niederschlagswasser aufgrund einer nach bisherigem
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Recht genehmigten Kanalisationsnetzplanung gemischt mit Schmutzwasser einer &ffentli-
chen Abwasserbehandlungsanlage zugefuhrt wird oder werden soll sowie der technische

oder wirtschaftliche Aufwand unverhaltnismanig ist.

Da die getrennte ortsnahe Niederschlagswasserbeseitigung technisch nicht machbar bzw. zu
aufwandig ware und zudem ein genehmigtes und entsprechend ausgelegtes Mischkanalsy-
stem zur Verflugung steht, soll die Abfiihrung des Niederschlagswassers im Mischsystem
vorgenommen werden.

Die entsprechenden Abwasseranlagen sind in der StrafRe "In der Hohl" vorhanden.

Wasserversorgung

Die Wasserversorgung wird durch den Wasserverband Siegerland, dem die Gemeinde
Wilnsdorf angeschlossen ist, sichergestellt.

Loschwasserversorgung

In einem Umkreis von max. 300 m um jede bauliche Anlage (L&schbereich) ist mindestens
eine Ldschwasserentnahmestelle vorzusehen. Der Léschwasserbedarf je Loschbereich be-
lauft sich auf 48 m®h fir mindestens zwei Stunden. Diese Menge kann aus dem Versor-
gungsnetz fur Obersdorf bereitgestellt werden.

Der Uber den Grundschutz hinausgehende objektbezogene Brandschutz ist unter den Vor-
aussetzungen, dass keine Objekte mit erhohtem Brandrisiko (z. B. Holzlagerplatze, Objekte
mit erhohtem Personenrisiko, wie Versammlungsstatten) oder sonstige Einzelobjekte, wie

Aussiedlerhéfe usw. im Baugebiet vorgesehen sind, nicht erforderlich.

Stromversorgung

Die Stromversorgung erfolgt durch das Elektrizitatswerk Siegerland. Ein ggf. erforderlicher
Standort fur die Errichtung einer Ortsnetztransformatorenstation wird im weiteren Planverfah-

ren bercksichtigt.

Ablagerung von Aushubmaterial/Altlasten

Anfallendes Aushubmaterial wird auf der zusténdigen Inertstoff-Deponie des Kreises Siegen-

Wittgenstein abgelagert.
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Laut Altlastenkataster des Staatlichen Umweltamtes Siegen befindet sich aulRerhalb der 6st-
lichen Plangebietsgrenze hauptséchlich im Bereich der Parzellen 209 und 210 eine kleine
Altdeponie, Registriernummer 5114/45, in einer GréRe von ca. 200 m? und einem geschatz-
ten Lagervolumen von ca. 300 m3.

Laut Altlastenkataster wurde hier hauptséchlich Erdaushub, Bauschutt und Sperrmull abge-

lagert.
Im Bereich des hier innerhalb des bestehenden Gehdlzstreifens verlaufenden Wegeseiten-
grabens sind bisher keinerlei Gewasserverunreinigungen aufgetreten, so dass eine Ablage-

rung von Schadstoffen nicht zu vermuten ist.

BodenordnungsmaRnahmen

Zur Realisierung der Planung ist eine gesetzliche Umlegung nach den Vorschriften des Bau-

gesetzbuches erforderlich.

Denkmalschutz

Belange des Denkmalschutzes werden von der Planung nicht beriihrt.

Bei Bodeneingriffen k&nnen Bodendenkméler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Bo-
denfunde, d. h. Mauern, alte Grében, Einzelfunde, aber auch Verdnderungen und Verfar-
bungen in der naturlichen Bodenbeschaffenheit, Hohlen und Spalten, aber auch Zeugnisse
tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die
Entdeckung von Bodendenkmalern ist der Gemeinde als Untere Denkmalbehérde und/oder
dem West. Museum fiir Archaologie/Amt flr Bodendenkmalpflege, Aullenstelle Olpe (Tele-
fon: 02761/1261, Fax 02761/2466), unverzuglich anzuzeigen und die Entdeckungsstatte
mindestens drei Werktage in unverandertem Zustand zu erhalten (§§ 15 und 16 Denkmal-
schutzgesetz NRW), falls diese nicht vorher von den Denkmalbehdérden freigegeben wird.

Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, aus-
zuwerten und fiir wissenschaftliche Erforschung bis zu 6 Monaten in Besitz zu nehmen (§ 16

Abs. 4 DSchG NW).

Uberschligige ErschlieBungskosten

a) StraRenbauarbeiten inkl. Beleuchtung: 520.000 €
b) Entwasserung, Mischsystem: 250.000 €
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c) Wasserversorgung einschl. Hausanschllisse: 100.000 €
d) Anlegung Spielplatz einschl. Begriinung: 20.000 €
e) Herrichtung Ausgleichsflachen aullerhalb des Plangebietes: ~ 50.000 €

940.000 €

13. Dieser Bedgriindung sind folgende Anlagen beigefiigt:

Darstellung des 6kologischen Bestandes
Darstellung der Planung
Okologische Bilanzierung der éffentlichen Flachen

Okologische Bilanzierung der privaten Fléchen

o M BN =

Okologische Bilanzierung der Zuordnungsfléchen

Diese Begriindung ist Bestandteil des Bebauungsplanes Nr. 7 "Hilhnerholz" der Gemeinde Wilns-
dorf, Ortsteil Obersdorf.

Aufgestellt: 57234 Wilnsdorf, 15.04.2004

Gemeinde Wilnsdorf
Der Burgermeister
I. A




SATZUNG

der Gemeinde Wilnsdorf vom 22.09.2005

iiber die ortlichen Bauvorschriften gemiR § 86 BauO NRW zum Bebauungsplan Nr. 7
"Hiihnerholz" der Gemeinde Wilnsdorf, Ortsteil Obersdorf

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom
14.07.1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. NRW. S. 2023) in der zurzeit geltenden Fassung und
des § 86 der Bauordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) vom 01.03.2000
(GV. NRW. S. 256) in der zurzeit geltenden Fassung hat der Rat der Gemeinde Wilnsdorf in
seiner Sitzung am 16.12.2004 folgende Satzung beschlossen:

§1
Geltungsbereich der 6rtlichen Bauvorschriften

Der Geltungsbereich der értlichen Bauvorschriften beinhaltet den unbebauten Plangebiets-
bereich des Bebauungsplanes Nr. 7 "Huhnerholz" der Gemeinde Wilnsdorf, Ortsteil Obers-
dorf, ohne die bereits bebauten Grundstiick "In der Hohl", Nr. 10, 12, 18, 20 und 20 a.

Der Geltungsbereich der értlichen Bauvorschriften erfasst folgende Grundstuicke:

Gemarkung Obersdorf, Flur 8, Flurstiicke 50 (Weg), 51 — 54, 142 (Weg, fruher 56
tlw.), 143 (frliher 64 tiw.), 65 — 69, 70 (Weg),
71 (Weg), 72 — 75, 144 (Weg, friher 76 tlw.)
und 78

Gemarkung Obersdorf, Flur 13, Flurstiicke 104 — 107, 211 — 230, 233 — 240, 829 (fruher 243
tlw.), 304, 670, 671, 756, 831 (Strale, friher
783 tlw.), 833, 836, 837 (tlw., fruher 761 u.
762) und 838

In der nachstehenden Planskizze, MaRstab 1 : 5.000, ist das Plangebiet des Bebauungspla-
nes mit einer "gestrichelten" Linie umgrenzt, wobei die bebauten, von den értlichen Bauvor-
schriften ausgenommenen Teilbereiche schraffiert dargestellt sind.
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§2
Gestaltung der Gebédude
Die Dachneigung betragt 28 — 45°.

Die festgesetzte Dachneigung darf fur maximal 1/3 der Dachflache der Hauptgebaude sowie
fur Garagen und Nebenanlagen gesamtabweichend als Flachdach ausgefiihrt werden.

Folgende Dachformen sind nur zuldssig:

o
0
A E -  28°-45° A 28°- 45° 28°- 45°
et PV A P, P i
pultdach | | Satteldach | | walmdach |

Aufmauerungen Uber der Erdgeschossdecke sind bei Gebduden ab 35° Dachneigung bis zu
50 cm, bei Gebauden ab 40° Dachneigung bis zu 75 cm Héhe zuldssig.

Quergiebel sind ohne Begrenzung der Aufmauerung bis zu einer Tiefe von max. 3 m vor der
HausauRenwand zuldssig, wenn deren Breite < 50 % der Gesamthausbreite betragt.

Bei der Dacheindeckung sind aufler dunkel geténten Pfannen sowie Natur- und Kunstschie-
fereindeckungen alternative Materialien wie z. B. Glas-, Zink- und Griindacher sowie Son-
nenkollektoren zulassig.

Dachgauben und Dachaufbauten sind ab einer Dachneigung von 35° zuléssig, liegende
Dachfenster sind allgemein zuldssig.

§3
Gestaltung von Stellplatzflichen und Grundstiickszufahrten
Die Stellplatzflachen sowie Zufahrten auf den privaten Baugrundstiicken sind mit wasser-
durchlassigen Belagen, wie z. B. Rasengittersteinen, Pflaster mit einer Fugenbreite > 1 cm

oder dhnlichen Materialien, die eine gleichwertige Niederschlagswasserbeseitigung gewahr-
leisten, herzustellen.

§4
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit dem Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung:

Die vorstehende Satzung Uber die 6rtlichen Bauvorschriften geman § 86 BauO NRW zum
Bebauungsplan Nr. 7 "Huhnerholz" der Gemeinde Wilnsdorf, Ortsteil Obersdorf, wird hiermit
offentlich bekanntgemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der
Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen gegen die vorstehende Satzung nach
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Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkiindung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei
denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfah-
ren wurde nicht durchgefuihrt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgeman &ffentlich bekanntgemacht worden,
c) der Birgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegentiber der Gemeinde Wilnsdorf vorher ge-

riigt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die
den Mangel ergibt.

Wilpsdorf, 22.09.2005

Blrgermeister



BESTATIGUNG

gemdR § 2 Abs. 3 der Bekanntmachungsverordnung (BekanntVO)

Hiermit bestatige ich, dass der Wortlaut/Inhalt der Satzung Uber die 6rtlichen Bauvorschriften gem. §
86 BauO NRW zum Bebauungsplan Nr. 7 "Hihnerholz" der Gemeinde Wilnsdorf, Ortsteil Obersdorf,
mit dem Beschluss des Rates der Gemeinde Wilnsdorf vom 16.12.2004 - Punkt 20 8. S. der
Sitzungsniederschrift - Ubereinstimmt und nach § 2 Abs. 1 und 2 der Bekanntmachungsverordnung

verfahren worden ist.

Wilnsdorf, den 22.09.2005 B < . DerBurgermeister

| W (Bldenbender)



BEKANNTMACHUNG

der Gemeinde Wilnsdorf

Satzung uber die Anderung der értlichen Bauvorschriften gemaf § 86 BauO
NRW zum Bebauungsplan Nr. 7 "Hiihnerholz" der Gemeinde Wilnsdorf, Ortsteil
Obersdorf

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen vom
14.07.1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. NRW. S. 2023) in der zurzeit geltenden Fas-
sung und des § 86 der Bauordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW)
vom 01.03.2000 (GV. NRW. S. 256) in der zurzeit geltenden Fassung hat der Rat der
Gemeinde Wilnsdorf in seiner Sitzung am 01.03.2007 folgende Satzung beschlos-
sen:

§1
Geltungsbereich der 6rtlichen Bauvorschriften

Der Geltungsbereich beinhaltet den unbebauten Plangebietsbereich des Bebau-
ungsplanes Nr. 7 "Hihnerholz" der Gemeinde Wilnsdorf, Ortsteil Obersdorf, ohne die
bereits bebauten Grundstiicke "In der Hohl 10, 12, 18, 20 u. 20a.

Das Plangebiet erfasst folgende Grundstlicke:

Gemarkung Obersdorf, Flur 13, Flurstiicke 844 — 850, 851 (Weg), 852 — 910, 912
(tiw.), 913, 918 (Strale, tlw.), 921 — 924 (Strallen) und 925.

In der nachstehenden Planskizze, MaRstab 1 : 5.000, ist das Plangebiet mit einer
gestrichelten Linie umgrenzt dargestellt, wobei die bebauten, von den ortlichen Bau-
vorschriften ausgenommenen Teilbereiche schraffiert dargestellt sind:




§2
Dachformen, Aufmauerungen

Die ortlichen Bauvorschriften hinsichtlich der Dachformen und deren Aufmauerungen
andern sich wie folgt:

Ausnahmsweise konnen Pultdacher ab 20° Dachneigung mit Aufmauerungen Uber
der letzten Geschossdecke von mehr als 75 cm Hohe zugelassen werden, wenn sich
die Bebauung stadtebaulich in die nahere Umgebung einfugt.

§3
Fortgeltung von Vorschriften

Die anderen flir den Bebauungsplan Nr. 7 "HUhnerholz" festgesetzten ortlichen Bau-
vorschriften behalten ihre Gultigkeit.

§4
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit dem Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung:

Die vorstehende Satzung liber die Anderung der értlichen Bauvorschriften gemaf §
86 BauO NRW zum Bebauungsplan Nr. 7 "Hihnerholz" der Gemeinde Wilnsdorf,
Ortsteil Obersdorf, wird hiermit 6ffentlich bekanntgemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften der Gemeindeordnung flir das Land Nordrhein-Westfalen gegen die vorste-
hende Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkiindung nicht mehr geltend
gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-
verfahren wurde nicht durchgefuhrt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemaf 6ffentlich bekanntgemacht worden,

c) der Blirgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenliber der Gemeinde Wilnsdorf vor-
her gerligt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt.

Wilnsdorf, 10.04.2007

urgermeister )
I:\Bauleitplanung\Bebauungspldne\Obersdorf\Hiihnerholz\1. And. ortliche Bauvorschriften Baugebiet
Huhnerholz\Bekanntmachung Satzung.doc -



	Begründung
	Satzung 22.09.2005
	Satzung 10.04.2007

